
entsprechende und wirklich demokratische Kontrolle 
der Innehaltung der demokratischen Gesetzlichkeit 
auch gegenüber der vollziehend-verfügenden Tätigkeit 
der Staatsorgane geschaffen worden.

Daneben kann für die Zuweisung von Ansprüchen 
der Bürger, die aus Verwaitungsakten sich ergeben 
können, an die staatlichen Gerichte, wie sie der auf 
einer anderen Staatsauffassung beruhende Art. 131 der 
Weimarer Verfassung vorsah, kein Raum mehr sein.

Art.'7, 30 der Verfassung; § 606 ZPO; § 48 EheG.
1. Der Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann 

und Frau, der seit Inkrafttreten der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik materielle Geltung 
hat, muß auch für die vom materiellen Recht beein­
flußte Regelung der örtlichen und sachlichen Zuständig­
keit in Ehesachen ausschlaggebend sein.

3. Die Bestimmung des § 606 ZPO muß daher so 
angewandt werden, daß in Fällen, in denen ein gemein­
samer gewöhnlicher Aufenthaltsort in der Deutschen 
Demokratischen Republik weder besteht noch bestanden 
hat, grundsätzlich diejenigen Gerichte nebeneinander 
zuständig sind, in deren Bezirken die Ehegatten zur 
Zeit der Klagerhebung ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. Hat der verklagte Ehegatte seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in Westdeutschland oder Westberlin, der 
klagende Ehegatte jedoch im Gebiete der Deutschen 
Demokratischen Republik, so ist das Kreisgericht, in 
dessen Bezirk der klagende Ehegatte seinen gewöhn­
lichen Aufenthalt hat, ausschließlich zuständig.

OG, Urt. vom 30. März 1954 — 1 Zz 37/54.
Die Parteien haben am 29. Oktober 1921 die Ehe miteinander 

geschlossen. Seit dem Jahre 1940 leben sie getrennt, der Kläger 
ln S. (Thüringen), die Verklagte in Z. (Hessen), wo auch der 
letzte gemeinsame Aufenthalt der Parteien war.

Gestützt auf § 48 EheG hat der Kläger am 10. April 1953 beim 
Kreisgericht S. Klage auf Scheidung der Ehe aus § 43 EheG 
erhoben.

Das Kreisgericht hat mit Urteil vom 30. April 1953 die Ehe 
der Parteien geschieden und den Kläger für schuldig an der 
Scheidung erklärt.

Auf die gegen dieses Urteil von der Verklagten eingelegte 
Berufung hat das Bezirksgericht am 24. September 1953 das 
Urteil des Kreisgerichts aufgehoben und die Klage wegen Un­
zuständigkeit des Gerichts abgewiesen. In dem Urteil wird fest­
gestellt, daß nach § 606 Abs. 1 Satz 2 ZPO das Gericht aus­
schließlich zuständig sei, in dessen Bezirk die Ehegatten ihren 
gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt gehabt haben. Die 
Klage sei daher vor einem unzuständigen Gericht erhoben 
worden.

Gegen dieses Urteil richtet sich der vom Generalstaatsanwalt 
gestellte Kassationsahtrag, der Gesetzesverletzung rügt.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Für die Entscheidung über die Frage der Zuständig­

keit in Eheverfahren sind folgende Gesichtspunkte maß­
gebend :

Die Vorschrift des § 606 ZPO geht davon aus, daß 
jeweils eine bestimmte ausschließliche örtliche und 
sachliche Zuständigkeit besteht. Schon der Wortlaut 
dieser Bestimmung läßt erkennen, daß es sich dabei 
nicht um eine nur organisatorischen Zwecken dienende 
Verfahrensvorschrift handelt, sondern daß diese Rege­
lung von dem den materiellrechtlichen Bestimmungen 
des Bürgerlichen Gesetzbuches zugrunde liegenden 
Prinzip der Vorrangstellung des Mannes in der Ehe­
gemeinschaft beeinflußt ist. Dies erhellt eindeutig der 
zweite Satz des § 606 Abs. 1 ZPO, wonach bei Nichtvor­
handensein eines gemeinsamen Aufenthaltsorts der 
Parteien der Aufenthaltsort des Ehemannes für die 
Zuständigkeit bestimmend ist.

Mit dem Inkraftreten der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik hat der in ihr festgelegte 
Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
materielle Geltung (Art. 7, 30). Zu seiner Verwirk­
lichung, insbesondere im Hinblick auf seine Auswirkung 
auf die Ehe, hat die Rechtsprechung unserer Gerichte 
grundlegende Rechtssätze entwickelt. Diesen sind alle 
Ehen Deutscher in der Deutschen Demokratischen Re­
publik unterworfen, sofern ein Ehegatte in diesem Ge­
biet seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Aber auch für die Regelung der örtlichen und sach­
lichen Zuständigkeit in Ehesachen, die, wie oben dar­
gelegt, vom materiellen Recht beeinflußt ist, ist der 
Grundsatz der Gleichstellung von Mann und Frau und 
die dadurch hervorgerufene gesellschaftliche Wandlung 
ausschlaggebend. Für die Anwendbarkeit der Vorschrift

des § 606 ZPO in der bisherigen Fassung ist daher kein 
Raum mehr. Vielmehr muß in konsequenter Durch­
führung des vorgenannten Grundsatzes diese Bestim­
mung so angewendet werden, daß in Fällen, in denen 
ein gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt in der Deut­
schen Demokratischen Republik weder besteht noch 
bestanden hat, grundsätzlich diejenigen Gerichte neben­
einander zuständig sind, jn deren Bezirken die Ehe­
gatten zur Zeit der Klageerhebung ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben. Hat jedoch der verklagte Ehegatte 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Westdeutschland 
oder in Westberlin, der klagende Ehegatte jedoch im 
Gebiete der Deutschen Demokratischen Republik, so ist 
das Kreisgericht, in dessen Bezirk der klagende Ehe­
gatte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, ausschließ­
lich zuständig.

Von dieser Grundauffassung geht auch die in der 
amtlichen Textausgabe der ZPO (3. Auflage) in der An­
merkung zu § 606 (S. 242) abgedruckte Rundverfügung 
des Ministers der Justiz vom 9. Juli 1952 aus, in der es' 
heißt:

„ .. .haben die Ehegatten einen gemeinsamen ge­
wöhnlichen Aufenthaltsort im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik nicht gehabt, beispiels­
weise, weil sie im Ausland oder in einem nicht zur 
Deutschen Demokratischen Republik gehörenden 
Teil Deutschlands wohnhaft waren, kann der § 606 
ZPO seit Inkrafttreten der Verfassung der Deut­
schen Demokratischen Republik nur so verstanden 
werden, daß in den Fällen, ... in denen ein gewöhn­
licher Aufenthaltsort in der Deutschen Demokra­
tischen Republik fehlt, grundsätzlich diejenigen 
Amtsgerichte nebeneinander zuständig sind, in 
deren Bezirken die Ehegatten zur Zeit der Klage­
erhebung ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort haben.“

Eine Auslegung des § 606 ZPO in der oben dargeleg­
ten Weise bedeutet nicht etwa eine Bevorzugung des 
Ehemannes gegenüber der Ehefrau, wie das Bezirks­
gericht in seiner Entscheidung behauptet, denn durch 
die Rundverfügung des Ministers der Justiz ist bereits 
die bisherige Regelung, daß bei Nichtvorhandensein 
eines gemeinsamen Aufenthaltsortes der Aufenthaltsort 
des Ehemannes für die Zuständigkeit bestimmend ist, 
aufgehoben. Für die Regelung der Zuständigkeit eines 
Gerichts in der Deutschen Demokratischen Republik 
hat es also keinen Einfluß, ob die Klage von der Ehe­
frau oder vom Ehemann erhoben wird.

Im vorliegenden Fall war der letzte gemeinsame Auf­
enthaltsort der Parteien Z. (Hessen), also nicht im 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik. Des­
halb war für die Erhebung der Klage das Kreisgericht 
S., in dessen Bezirk der klagende Ehemann wohnt, 
zuständig. Das Bezirksgericht durfte daher die Klage 
nicht wegen Unzuständigkeit des Gerichts abweisen. 
Sein Urteil verletzt die Bestimmungen der Art. 7, 30 
der Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik und § 606 ZPO und war somit aufzuheben.

Entscheidungen anderer Gerichte
Zivilrecht und Familienrecht

§ 394 BGB; § 7 Abs. 2 der 6. DurchfBest. zur Vertrags- 
VO (GBl. 1954 S. 21).

Zur Frage der Aufrechnung gegen die Forderung eines 
Rechtsträgers von Volkseigentum.

BG Potsdam, Urt. vom 2. Februar 1954 — OV 494/53.
Die Parteien standen in laufender Geschäftsverbindung. Die 

Beklagte hat der Klägerin — einer DHZ — Holz geliefert.
Als das RE-Verfahren eingeführt wurde, überwies die Kläge­

rin von einem ihrer Konten einen Rechnungsbetrag an die Be­
klagte, während diese den gleichen Betrag im RE-Verfahren 
von einem anderen Konto der Klägerin einzog. Diesen Betrag 
fordert die Klägerin zurück, da die Beklagte ungerechtfertigt 
bereichert ist.

Die Beklagte behauptet, die Klägerin habe ihr im Herbst 
1949 von mehreren Rechnungen für Holzlieferungen zu Unrecht 
einen ungefähr gleich hohen Betrag abgesetzt. Mit diesem Be­
trag rechne sie gegen die Forderung der Klägerin auf.

Es muß noch geklärt werden, welche preisrechtlichen Bestim­
mungen für die Holzlieferungen des Jahres 1949 anzuwenden 
sind, die Forderung der Beklagten ist also noch strii!’** wäh­
rend die Klageforderung zur Entscheidung reif ist.

Aus den G r ü n d e n :
. . .  Es ist zu prüfen, ob die Aufrechnung der Beklag­

ten gegen die klägerische Forderung zulässig ist, und
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